
 
 

 

WiJ Ausgabe 1.2016 Rezensionen 
 

50 

IV.  
Im Hinblick auf die Insolvenzverschleppung, § 15a Abs. 4 InsO ist der Befund seit dem 
1.7.2014 eindeutig: Die Strafvorschrift gilt nicht für Vereine. Für Reschke ist das aber nach 
wie vor nur für Idealvereine ohne Wirtschaftsbetrieb zweifelsfrei (S. 322 – 341). Bei kauf-
männisch organisierten Großvereinen (S. 358 – 362) erkennt er eine Rechtsformverfehlung 
(S. 356), welche es an sich erlaube, sie als Kaufleute anzusehen, die im Hinblick auf die Maß-
geblichkeit der insolvenzrechtlichen Vorschriften nicht der privilegierenden Norm des § 42 
Abs. 2 BGB, sondern dem § 15a InsO unterfielen (S. 349 f., 354 und 356 f.). Nur der bei Schaf-
fung des neuen § 15a Abs. 6 InsO zum Ausdruck gebrachte gesetzgeberische Wille, Vereine 
insgesamt weiterhin allein dem § 42 Abs. 2 BGB zuzuordnen, lässt Reschke von seiner Befür-
wortung auch strafrechtlicher Einordnung von kaufmännisch organisierten Großvereinen 
als dem § 15a InsO unterfallend de lege lata Abstand nehmen und dies lediglich noch de le-
ge ferenda befürworten. Seinen überzeugenden Argumenten kann man nur zustimmen. 

V.  
Das Fazit fällt nicht einheitlich aus: Auf der Basis der h.M. ist die Arbeit nicht nur äußerst ma-
terial- und kenntnisreich, sondern zudem außerordentlich anregend, weil Reschke völlig zu 
Recht darauf besteht, sich mit unstimmigen Ergebnissen nur dort zufrieden zu geben, wo er 
bei aller ihm erfreulicherweise eigenen Phantasie keine andere Alternative sieht. Seine 
überzeugende, an den Missbrauch der Rechtsform anknüpfende Differenzierung zwischen 
Ideal- und kaufmännisch organisiertem Großverein für geltendes Recht zu erklären, hat al-
lein der Gesetzgeber mit seiner dem Vereinsprivileg verhafteten Einführung des § 15a Abs. 6 
InsO verhindert. Sein Potential zu transzendentem juristischen Denken setzte Reschke auch 
im dogmatischen Dschungel des § 266 StGB ein – nicht ohne, aber auch nicht mit überall 
durchschlagendem Erfolg. Dass er sich damit in einer Reihe vieler anderer namhafter Auto-
ren wiederfindet, ist zwar schade, zeigt aber, dass ihm aus diesem Bedauern kein Vorwurf 
erwachsen darf. Für das Recht des eingetragenen Vereins entwickelte Reschke auf der Basis 
der immerhin partiell in Frage gestellten üblichen Untreuedogmatik für § 266 StGB, nach-
folgend in aus Gründen geringeren Umstrittensseins weniger problematisierender Weise 
auch für § 283 StGB und für § 15a InsO, Lösungen, die dem Stand der aktuellen rechtswis-
senschaftlichen Diskussion ebenso wie praktischen Notwendigkeiten jedenfalls weitgehend 
Rechnung tragen. Das ist trotz des Infragestellens mancher gleichwohl auf hohem Niveau 
angesiedelter Passagen weit mehr als sich von vielen anderen Dissertationen guten Gewis-
sens sagen lässt! 
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Im Vorwort ihres Buches weisen die Sindelfinger Rechtsanwälte Prof. Dr. Markus Füllsack und 
Dr. Sebastian Bürger darauf hin, dass infolge des Selbstanzeigebooms der letzten Jahre sowie 
der seit 1.1.2015 geltenden Neuregelung „Selbstanzeigebücher ... Konjunktur“ haben. Dieses 
Selbstanzeigebuch sticht heraus, indem es den Autoren gelingt, die Materie einerseits, pra-
xisorientiert, den einzelnen Schritten bei der Begleitung des Mandanten nachzuempfinden 
(im Mittelpunkt steht das Mandatsgespräch), in diesem Gefüge andererseits, geglückt und 
ohne Verwerfungen, die steuerstrafrechtliche Materie dogmatisch klar geordnet und struk-
turiert zu schildern; konkretisierende Mustertexte im Anhang runden die Darstellung ab. 

Nachdem sie im ersten einleitenden Kapitel die praktische Bedeutung der Selbstanzeige mit 
Zahlenmaterial (seit 2010 über 100.000 (!)) belegen und die aktuellen Neuregelungen syn-
optisch greifbar machen, skizzieren die Autoren im zweiten Kapitel zunächst kurz den – par-
allelen – Gesamtverlauf von Besteuerungs- und Steuerstrafverfahren bei Selbstanzeige, um 
dann die Variationsbreite der Fallkonstellationen, die dem Berater im Erstgespräch begeg-
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nen können, in Fallgruppen geordnet zu schildern – nach den Kriterien der beteiligten Per-
sonen (eine/mehrere natürliche Personen/Gesellschaften), der betroffenen Steuerarten 
(„reine Zinsfälle“ bezüglich Einkommensteuer, „Schwarzgeldfälle“, Erbschaft- und Schen-
kungsteuer-, sowie Umsatzsteuerfälle) sowie auch der psychischen Konstitution des/der 
Mandanten. Aus dieser Vielgestaltigkeit kann nur folgen, dass der Berater sich hinreichend 
Zeit nehmen sollte, mit dem Mandanten eine individuell passgenaue Strategie zu erarbei-
ten, deren Befolgung oder Nichtbefolgung indes selbstverständlich in der Entscheidung des 
Mandaten liegt. Im dritten Kapitel wählen die Autoren aus dem aufgezeigten Varianten-
spektrum Fallkonstellationen, die nach praktischer Erfahrung besonders häufig auftreten 
bzw. spezifische Charakteristika aufweisen, zu näherer Erläuterung aus, etwa Fälle des § 153 
AO bei Erbschaft, „Betriebsprüfungsfälle“, Fälle mit internationaler Dimension und „Stif-
tungsfälle“. Die Darstellungen sind jeweils anschaulich, wo es sinnvoll ist exemplifiziert, und 
dabei sprachlich knapp und klar, so dass sie einen raschen Einstieg in das jeweilige Problem-
feld ermöglichen. 

Das mit 62 Seiten längste und inhaltlich gewichtigste vierte Kapitel beantwortet die prakti-
schen Fragen, unter welchen Voraussetzungen und wie eine Selbstanzeige konkret anzufer-
tigen ist, womit zugleich, in geglückter Verbindung, in der Art eines systematischen Kom-
mentars die Voraussetzungen des § 371 AO abgehandelt werden. Zentral ist hier zunächst 
die Darstellung der inhaltlichen Anforderungen, wobei die Verfasser insbesondere die Be-
deutung (großzügiger) Schätzungen zwecks Erreichung der nunmehr geforderten „Voll-
ständigkeit“ hervorheben; um diese letztere auf den aufzuarbeitenden Zeitraum hin zu prä-
zisieren, legen die Verfasser in instruktiver Weise die aktuellen Verjährungsvorschriften im 
Detail dar. Den folgenden sachlichen Schwerpunkt bildet der – zum 1.1.2015 erheblich mo-
difizierte – Katalog der Sperrgründe; neben Ausführungen zu den traditionellen Sperrgrün-
den gehen die Autoren sorgsam etwa auf die Überschreitung der 25.000.-€-Grenze sowie 
die Verwirklichung eines benannten schweren Falls ein (vgl. § 371 Abs. 2 Nr. 3, Nr. 4 AO); das 
Kapitel schließt mit praktischen Hinweisen zur Nachzahlungspflicht.  

Nicht zwingend im Aufbau, indes inhaltlich ebenso instruktiv, ist die Darstellung „Wichtiger 
Sonderkonstellationen“ im fünften Kapitel: Es werden (der systematisch überzeugend im 
vorangehenden Kapitel nur angerissene) § 398a AO ausführlich erörtert nebst dem in takti-
scher Hinsicht wichtigen und dogmatisch in komplizierter Nähe zu § 371 AO stehenden § 
153 AO, des Weiteren Beachtenswertes zur Selbstanzeige in Schenkungs- und Nachlassfäl-
len sowie zur Fremdanzeige nach § 371 Abs. 4 AO. Das sechste Kapitel schreitet den Kreis 
der Rechtsfolgen einer Selbstanzeige aus, neben den straf- und steuerrechtlichen abrun-
dend auch die disziplinarrechtlichen. Wenn die Autoren dieses Buches, ohne dass sie Risiken 
und Problemfelder beschönigen, einen angenehm unaufgeregten Stil pflegen, so gilt dies 
besonders für das abschließende siebte Kapitel. Die zweimalige gesetzliche Verschärfung 
der Anforderungen seit 2011 interpretieren sie als – begrüßenswertes – Bekenntnis zum In-
stitut der Selbstanzeige als solchen und konzentrieren sich nüchtern auf die von der Praxis 
noch zu bewältigenden offenen Fragen der Neuregelung, wie etwa das Verhältnis von § 371 
zu § 153 AO sowie Einzelfragen zu Sperrgründen und Nachzahlungspflicht. Mit bemerkens-
werter – und überzeugender – Strenge gehen die Autoren hingegen mit § 398a AO ins Ge-
richt, dem sie verfassungsmäßig fragwürdige Unbestimmtheit und, als Korrelat, vielfältige 
praktische Unklarheit, daher mangelde Handhabbarkeit vorwerfen.  

Wann, nach alledem, ist eine Selbstanzeige nach aktuellem Recht noch ratsam? Nur in „aus-
gewählten Bereichen“ könnten, so die Autoren, Anonymität und Straffreiheit als klassische 
Mandantenanliegen noch durch Selbstanzeige erreicht werden: einerseits in „einfachen“ 
punktuellen Fällen sowie hinsichtlich Materiallieferungs- und Nachzahlungspflicht über-
schaubaren und zu bewältigenden „Zinsfällen“; andererseits bei drohender großer finanziel-
ler oder sozialer „Fallhöhe“ (Reicher oder Prominenter) oder wenn Untersuchungs- oder 
Strafhaft drohen. Die Masse der mittelschweren Fälle also ist es, bei denen zwischen Entdec-
kungsrisiko einerseits und finanziellen und sozialen Belastungen einer Selbstanzeige zuzüg-
lich des Risikos ihres Scheiterns andererseits sorgfältig abzuwägen und gegebenenfalls ge-
gen eine Selbstanzeige zu raten ist. Dass dieses Resümee dem Gesetzgeber zu denken ge-
ben sollte, steht auf einem anderen Blatt. Worauf der Berater in der Bandbreite der Fallkon-
stellationen zu achten hat, legen jedenfalls die Autoren dieses lehrreichen Leitfadens ge-
stützt auf langjährige Beratungserfahrung dar, wobei sie sprachliche Klarheit und praxisori-
entierte Anschaulichkeit mit (in anderer praktisch ausgerichteter Literatur mitunter vermiss-
ter) dogmatischer Sorgfalt geglückt verbinden. 


